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Vertretung Minderjähriger im Nachlass und Kindesvermögensverwaltung
Sachverhalt

Die VB hat mich zum Beistand zweier Kinder (Jahrgang 1994 und 1996) gemäss

Art. 325 Abs. 1 + 3 ZGB ernannt mit folgenden Aufgaben:

- Verwaltung des Kindesvermögens (Liegenschaft und Erbschaft des verstorbenen Kindesvaters)

- Verwaltung der Erträge aus der Erbschaft

- Geltendmachung von allen den Kindern zustehenden Leistungen in Zusammenhang mit dem Kindesvermögen

Nicht zu meinen Aufgaben gehört die Einkommensverwaltung und allen bisherigen Kindesvermögen.

Die zwei Kinder sind Halbwaisen. Der Vater ist im Oktober 2009 gestorben. Er war bereits damals von der Mutter der Kinder geschieden. Die zwei Kinder sind die Alleinerben.

Die Eltern des Vaters erhoben Vorwürfe gegen die Mutter oder Ex-Schwiegertochter, sie würde das Kindsvermögen veruntreuen und verlangten deshalb, dass ein Beistand eingesetzt werde. Die Mutter der Kinder erhob Einsprache für die Kinder gegen das Inventar per Todestag, da dubiose Forderungen der Eltern an ihren Sohn aufgelistet seinen die jedoch nicht alle korrekt bewiesen werden können (Forderungen zirka 32‘000.00).

Als Beistand wurde ich eingesetzt, dass Kindesvermögen zu verwalten, jedoch nur jenes aus der Erbschaft. Die Erbschaft ist jedoch noch gar nicht geteilt und der Streit schon vorprogrammiert.

Die VB meint nun, dass ich als Beistand der Kinder die Teilung vornehmen kann. Ich sehe dies jedoch anders. In meinem Ernennungsakt steht dies nicht so oder man müsse es unter „Verwaltung der Erbschaft“ verstehen… zudem stimmt der ZGB-Artikel dafür nicht. Weiter sehe ich einen Beziehungskonflikt zwischen mir als Person der die Erbschaft teilen und der auch gleich die Erbschaft für die Kinder annehmen soll?

Fragen
1. Sollte die Teilung nicht von einer dritten Person vorgenommen werden zum Beispiel ein Notar, damit kein Beziehungskonflikt entsteht?
2. Eigentlich habe ich gar nichts zu verwalten, da die Erbschaft nicht geteilt wurde. Es handelt sich lediglich um eine Anwartschaft? Zuerst muss noch geklärt werden, welche Forderungen korrekt sind. Vielleicht gibt es ja noch andere Kinder? Das weiss man ja nie. Es müsste sicher eine Erbgangsbescheinigung erstellt werden.
3. Die Kinder wollen die Liegenschaft nicht. Kann ich als Beistand die Liegenschaft für sie verkaufen, wenn die Erbschaft einmal geteilt ist? Sicher nicht unbedenklich, wenn man bedenkt, dass die Kinder in ein paar Jahren anders denken könnten und dann Vorwürfe gegen mich erheben?

Erwägungen

1. Die beiden 16 und 14 Jahre alten Kinder stehen unter der elterlichen Sorge ihrer Mutter. Als Inhaberin der elterlichen Sorge vertritt sie die Kinder auch im Nachlass ihres Vaters, weil sie selbst nicht Erbin ist und deshalb in keinem Interessenkonflikt (Art. 306 ZGB) steht.

2. Die Kinder erwerben mit dem Tod des Vaters den Nachlass kraft Universalsukzession (Art. 560 ZGB; Tuor/Schnyder/Rumo-Jungo, Das Schweizerische Zivilgesetzbuch, 13. Auflage, § 61 N 4 ff. S. 613 ff.). Das bedeutet, dass die Kinder ohne Weiteres mit dem Tod des Vaters in dessen vererbbare, vermögenswerte Rechte und Pflichten (Aktiven und Passiven)  eintreten. Daran ändert nichts, dass der Nachlass noch nicht abschliessend definiert ist, Forderungen oder Guthaben strittig sind oder die Frage noch zu klären ist, ob es neben den bekannten allenfalls noch unbekannte Nachkommen habe. Mit dem Erbfall erlangen die Erben nicht bloss eine Anwartschaft, wie dies in der Fragestellung angenommen wird, sondern Eigentum an Aktiven und Passiven.

3. Gemäss Art. 551 ff. ZGB und Art. 160 ff. EG ZGB FR hat die zuständige (Erbschafts-)Behörde (im Kt. Freiburg das Friedensgericht, Art. 160 EG ZGB FR) von Amtes die zur Sicherung des Erbgangs nötigen Massregeln zu treffen. Dazu gehört namentlich das Beschaffen eines Familienscheines, aus welchem hervor geht, wer die Nachkommen oder andern Verwandten des Verstorbenen sind. Falls der Verstorbene nebst den beiden Kindern, die er mit seiner ehemaligen und geschiedenen Ehefrau gezeugt hat, noch weitere Nachkommen hinterlassen würde, wäre dies ohne Weiteres aus dem Familienregister erkennbar (Art. 39 ZGB, Art. 7, Art. 8 lit. o ZStV). Diese Tatsache müsste demnach längst aktenkundig und bei Anordnung der Kindesvermögensverwaltungsbeistandschaft bekannt gewesen sein.

4. Gemäss Art. 318 ZGB hatte die Mutter nach der Scheidung dem Friedensgericht ein Kindesvermögensinventar einzureichen. Art. 88 Abs. 3 EG ZGB FR sieht zusätzlich vor, dass dieses Inventar immer zu ergänzen sei, sooft das Kind neues Vermögen erwerbe. Aufgrund des Erbgangs ist demnach das Kindesvermögensinventar zu ergänzen.


5. Wie Sie darlegen, befinden sich im Nachlass Forderungen der Grosseltern, welche nicht berechtigt scheinen. Andererseits scheinen die Grosseltern von der Redlichkeit der Mutter nicht überzeugt zu sein. In dieser Situation hat die zuständige Vormundschaftsbehörde, d.h. das Friedensgericht (Art. 1 Gesetz über die Organisation des Vormundschaftswesens, SGF 212.5.1) zu prüfen, ob die Mutter in der Lage sei, die Kindesinteressen zu vertreten. Haben die Kinder selbst möglicherweise Forderungen gegenüber der Mutter geltend zu machen, weil diese Kindesvermögen auf nicht zulässige Weisung verbraucht hat, besteht ein Interessenkonflikt im Sinne von Art. 306 Abs. 2 ZGB, weshalb den Kinder ein Kollisionsbeistand gemäss Art. 392 Ziff. 2 ZGB zu bestellen ist mit dem Auftrag, die Kindesinteressen zu wahren und die Ansprüche der Kinder durchzusetzen (BSK ZGB I-Langenegger, N. 24 zu Art. 392), wobei für eine allfällige Prozessführung wiederum die Zustimmung der Vormundschaftsbehörde einzuholen wäre (Art. 421 Ziff. 8 ZGB).

6. Fazit:
a. Zu teilen ist der Nachlass nur zwischen den beiden Kindern. Diese Frage scheint aber nicht strittig. Vielmehr ist strittig, welche Forderungen der Nachlass gegenüber der Mutter zu stellen hätte (wenn die Vorwürfe der Grosseltern zutreffen würden) und welche eingegebenen Forderungen gegen den Nachlass zu bestreiten und abzuwehren sind, und ob die Mutter als gesetzliche Vertreterin der Kinder hiezu in der Lage sei oder ob eine Interessenkollision vorliege. Diese Fragen wird das Friedensgericht in seinem Beschluss über die Anordnung der Kindesvermögensverwaltungsbeistandschaft geprüft haben. Wenn nicht, liegt ein Mangel vor, den das Friedensgericht nachzubessern hätte. Hat es die Frage geprüft, müsste daraus erkennbar werden, was dem Beistand als Kindesvermögen anvertraut wird. 
b. Wenn die Mutter als gesetzliche Vertreterin der beiden minderjährigen Erben nicht in einem Interessenkonflikt steht, hat sie eine Erbgangsbescheinigung zu verlangen, aus welcher hervor geht, wer Erbe sei. Sind es nur ihre beiden Kinder, und kann sie diese vertreten, erstellt sie zuhanden des Friedensgerichts das Kindesvermögensinventar. Dieses bildet dann die Arbeitsbasis des Kindesvermögensverwaltungsbeistandes.

Wenn die Mutter die Kinder nicht vertreten kann, hat das Friedensgericht den Kindern einen Vertretungsbeistand zu bestimmen (Art. 306 Abs. 2 i.V.m. Art. 392 Ziff. 2 ZGB), welcher den Umfang des Nachlasses zu klären hat (Geltendmachung und Abwehr von Forderungen). Diese Vertretungsbeistandschaft kann und muss kombiniert werden mit einer Kindesvermögensverwaltungsbeistandschaft, wenn die ordentliche Verwaltung des bereits gesicherten Nachlasses (z.B. Liegenschaften) keinen Aufschub erleidet (das kann der Fall sein bei Mieterangelegenheiten und Liegenschaftsunterhalt). 

c. Die Liegenschaften sind bereits im Besitz der Kinder, auch wenn dies im Grundbuch noch nicht nachgetragen ist (kraft Universalsukzession). Ob Sie diese Liegenschaften veräussern können oder sollen, ist gründlich zu prüfen nach allen massgeblichen Gesichtspunkten (Nutzen, Unterhaltsbedarf etc). Das lässt sich so nicht beurteilen. In jedem Fall benötigen Sie die Zustimmung der vormundschaftlichen Aufsichtsbehörde (Art. 404 Abs. 3 ZGB) und der Vormundschaftsbehörde (Art. 421 Ziff. 1 ZGB), welche ihre Zustimmung nur dann erteilen werden, wenn das Geschäft sorgfältig abgewogen worden ist.


d. Es ist zu empfehlen, den Beschluss des Friedensgerichts sorgfältig zu studieren, allenfalls mit dem Friedensgericht das Vorgehen und die nötigen Massnahmen nochmals zu besprechen und der Mutter den ihr zustehenden Raum zu gewähren. Allein Vorwürfe von Grosseltern reichen nicht, um eine Mutter in ihrer gesetzlichen Vertretungspflicht einzuschränken, hiezu bedarf es Fakten, die gegen die Redlichkeit der Mutter sprechen. Liegen solche vor, muss die beschlossene Massnahme durch eine Vertretungsbeistandschaft ergänzt werden.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter, lic. iur., Fürsprecher und Notar, Ligerz, 9. April 2010
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